
Anlage 6 

Auszug aus „Hinweise für Ärzte, Leitungen von Gemeinschaftseinrichtungen 
und Gesundheitsämter zur Wiederzulassung in Schulen und sonstigen 
Gemeinschaftseinrichtungen“ (aktualisierte Fassung vom Juli 2006) 

Im Januar 2001 ist das Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Kraft getreten und das 
Robert Koch-Institut (RKI) hat seither nach und nach Ratgeber Infektionskrankheiten  
– Merkblätter für Ärzte auch zu den meisten in § 34 IfSG genannten Krankheiten  
veröffentlicht. Aus diesem Anlass wurden die Hinweise für Ärzte, Leitungen von  
Gemeinschaftseinrichtungen und Gesundheitsämter zur Wiederzulassung in Schulen  
und sonstigen Gemeinschaftseinrichtungen überarbeitet. Um auch den Adressaten  
dieser hier überarbeiteten Hinweise umfassende Informationen an die Hand zu 
geben, wird, sofern Ratgeber/ Merkblätter zu den in § 34 IfSG genannten 
Krankheiten veröffentlicht wurden, nunmehr darauf verwiesen und die alten 
Aussagen und  Empfehlungen werden durch diese Dokumente ersetzt. 
Eine Mitteilung aus dem RKI im Epidemiologischen Bulletin 19/2002, S. 158–159, 
enthält Erläuterungen „zum Ausschluss von Kontaktpersonen“ und „zur 
Notwendigkeit  eines schriftlichen ärztliche n Attestes“. Im Epidemiologischen Bulletin 
29/2006, S. 229, wird die Überarbeitung dieses Merkblattes begründet.  
 
Allgemeines  
Der 6. Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) enthält besondere 
Vorschriften für Schulen und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen. Er trägt damit 
dem Umstand Rechnung, dass dort Säuglinge, Kinder und Jugendliche täglich 
miteinander und mit dem betreuenden Personal in engen Kontakt kommen. Enge 
Kontakte begünstigen die Übertragung von Krankheitserregern, die bei bestimmten 
Krankheiten umso schwerere Krankheitsverläufe erwarten lassen, je jünger die 
betroffenen Kinder sind. 
Bei der Wiederzulassung ist eine Güterabwägung vorzunehmen. Ein absoluter 
Schutz vor Infektionen lässt sich bei manchen übertragbaren Krankheiten nur durch 
einen monatelangen Ausschluss vom Besuch einer Gemeinschaftseinrichtung 
erreichen.  
Dem Anspruch der Allgemeinheit, vor Ansteckung geschützt zu werden, stehen das  
Recht des Einzelnen auf Bildung und die Grundsätze der Notwendigkeit und der  
Verhältnismäßigkeit der Mittel gegenüber. Als Kriterien der Abwägung können gelten 
 
• Schwere, Behandelbarkeit und Prognose der zu verhütenden Krankheit,  
• tatsächlich beobachtete Übertragungen unter den Bedingungen der jeweiligen  
  Einrichtung und  
• alternative Möglichkeiten des Infektionsschutzes wie hygieneorientiertes  
 Verhalten, Chemoprophylaxe oder Impfungen. 
 
Bevor ein Ausschluss von Personen aus einer Gemeinschaftseinrichtung aus 
Gründen des Infektionsschutzes veranlasst wird, sollte stets geprüft werden, ob die 
Belastungen, die beispielsweise in einer Familie durch Ausschluss eines Kindes aus 
einem  Kindergarten entstehen, vermieden werden können und ob das Ziel einer 
Verhütung von Infektionen nicht auch durch Aufklärung über Infektionswege, 
hygienische Beratung und gegebenenfalls durch detaillierte Anweisungen des 
zuständigen Gesundheitsamtes erreicht werden kann. Diesen Ausführungen liegt der 
Rechtsgedanke des § 34 Abs. 7  IfSG zugrunde. 



Am Entscheidungsprozess sind Fachpersonal und medizinische Laien beteiligt. 
Deshalb richtet sich dieses Merkblatt zum Beispiel auch an Mitarbeiter der 
Schulverwaltung, der Flüchtlingsverwaltung, Träger von Kindergärten und 
Beherbergungsbetrieben. Weitere Handlungsanweisungen enthalten die 
Schulseuchenerlasse der Bundesländer. Zur Beurteilung des Einzelfalles können 
weitere Merkblätter des Robert Koch-Instituts (RKI) herangezogen werden. Als 
Nachschlagewerk liefert wertvolle Hinweise: Deutsche Gesellschaft für Pädiatrische 
Infektiologie: DGPI-Handbuch 4. Auflage.  
Infektionen bei Kindern und Jugendlichen. München: Futuramed-Verlag, 2003. 
 
Im Folgenden werden die bei den einzelnen Infektionskrankheiten wiederkehrenden  
Stichworte kurz erläutert: 
 
1. Inkubationszeit: 
Zeitraum von der Aufnahme der Krankheitserreger bis zum Auftreten der ersten 
Symptome der Infektionskrankheit. 
2. Dauer der Ansteckungsfähigkeit: 
Zeitraum, in dem eine Übertragung der Krankheitserreger möglich ist, wobei ein für 
die Übertragung geeigneter Kontakt mit erregerhaltigem Material vorauszusetzen ist. 
3. Zulassung nach Krankheit: 
Bei Betreuten ist die (Wieder-)Zulassung zum Besuch der Gemeinschaftseinrichtung, 
beim Personal die Zulassung zur Ausübung von Tätigkeiten, bei denen sie Kontakt 
zu den Betreuten haben, gemeint (siehe § 34, Abs. 1 IfSG). Dieser Absatz enthält 
auch eine Empfehlung zur Frage, ob diese Zulassung eines schriftlichen ärztlichen 
Attestes bedarf. 
4. Ausschluss von Ausscheidern: 
Unter einem "Ausscheider" wird gem. § 2 Nr. 6 des IfSG eine Person verstanden, 
"die Krankheitserreger ausscheidet und dadurch eine Ansteckungsquelle für die 
Allgemeinheit sei kann, ohne krank oder krankheitsverdächtig zu sein".  
5. Ausschluss von Kontaktpersonen: 
Hierunter sind alle Personen zu verstehen, mit denen der / die Erkrankte in seiner 
Wohngemeinschaft (§ 34 Abs. 3 IfSG) in dem Zeitraum infektionsrelevante Kontakte 
hatte, in dem er / sie Krankheitserreger  ausschied. Ob ein irgendwie gearteter 
Kontakt der / des Erkrankten innerhalb dieses Zeitraums mit einer Person außerhalb 
des häuslichen Bereichs, zum Beispiel in einer Gemeinschaftseinrichtung, 
Maßnahmen zur Infektionsverhütung oder Krankheitsfrüherkennung nach diesem 
Merkblatt erfordert, ist nach den Umständen des Einzelfalles fachlich zu entscheiden. 
Zum Vorgehen wird auf die in Absätzen 2 bis 4 dieses Kapitels "Allgemeines" 
gemachten Aussagen verwiesen. 
6. Hygienemaßnahmen zur Verhütung von Infektionen: 
Die in den Hygieneplänen nach § 36 Abs. 1 IfSG vorgesehenen routinemäßigen 
Maßnahmen zur Verhütung von Infektionen sollen durch die hier aufgeführten 
speziellen Hygienemaßnahmen ergänzt werden. 
7. Medikamentöse Prophylaxe nach Exposition: 
Durch die Gabe von Antibiotika kann in bestimmten Fällen die Keimvermehrung 
verhindert und das Fortschreiten von der Infektion zur manifesten Infektionskrankheit 
verhindert werden. Durch Impfungen können noch nicht oder bei einigen 
Erkrankungen auch noch frisch Infizierte vor einer Infektion geschützt werden. Beide 
Maßnahmen bedürfen jedoch einer sorgfältigen Risiko/Nutzen -Abwägung und sind 
nur bei sicher überwiegendem Nutzen indiziert. 
 


